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Unterhaltsrechtliches Einkommen

1. Geldeinnahmen
1.1. Auszugehen ist vom Jahresbruttoeinkom-

men einschließlich Weihnachts- und Urlaubs-
geld sowie sonstiger Zuwendungen, wie z.B.
Tantiemen und Gewinnbeteiligungen.

1.2. Einmalige h�here Zahlungen, wie z.B. Abfin-
dungen oder Jubil�umszuwendungen, sind auf
einen angemessenen Zeitraum nach Zufluss zu
verteilen (i.d.R. mehrere Jahre).

1.3. �berstundenverg�tungen werden i.d.R. dem
Einkommen voll zugerechnet, soweit sie be-
rufs�blich sind oder nur in geringem Umfang
anfallen oder wenn der Regelbetrag minder-
j�hriger Kinder oder der entsprechende Unter-
halt ihnen nach § 1603 Abs. 2 S. 2 BGB
gleichgestellter Vollj�hriger nicht gedeckt ist.
Sonst ist die Anrechnung unter Ber�cksichti-
gung des Einzelfalls nach Treu und Glauben zu
beurteilen.

1.4. Ausl�sungen und Spesen sind nach den Um-
st�nden des Einzelfalls anzurechnen. Soweit
solche Zuwendungen geeignet sind, laufende
Lebenshaltungskosten zu ersparen, ist diese
Ersparnis i.d.R. mit 1/3 des Nettobetrags zu
bewerten.

1.5. Bei Selbst�ndigen ist vom durchschnittlichen
Gewinn w�hrend eines l�ngeren Zeitraums
von i.d.R. mindestens drei aufeinanderfolgen-
den Jahren, m�glichst den letzten drei Jahren,
auszugehen. Anstatt auf den Gewinn kann aus-
nahmsweise auf die Entnahmen abz�glich der
Einlagen abgestellt werden, wenn eine zuver-
l�ssige Gewinnermittlung nicht m�glich oder
der Betriebsinhaber unterhaltsrechtlich zur
Verwertung seines Verm�gens verpflichtet ist.

Abschreibungen (Absetzung f�r Abnutzung,
AfA) k�nnen insoweit anerkannt werden, als
dem steuerlich zul�ssigen Abzug ein tats�ch-
licher Wertverlust entspricht. Dies ist bei Ge-
b�uden i.d.R. nicht der Fall. Zinsen f�r Kre-
dite, mit denen die absetzbaren Wirtschafts-
g�ter finanziert werden, mindern den Gewinn.
Wenn und soweit die Abschreibung unterhalts-
rechtlich anerkannt wird, sind Tilgungsleistun-
gen nicht zu ber�cksichtigen.

Steuern und Vorsorgeaufwendungen sind nach
Nr. 10.1 zu ber�cksichtigen. Der Gewinn ist
nicht um berufsbedingte Aufwendungen
(Nr. 10.2.1) zu k�rzen.

1.6. Eink�nfte aus Vermietung und Verpachtung
werden durch eine �berschussrechnung ermit-
telt. Instandhaltungskosten k�nnen entspre-
chend § 28 der Zweiten Berechnungsverord-
nung pauschaliert werden. Hinsichtlich der
Abschreibungen gilt Nr. 1.5.

Auch Kapitaleink�nfte sind unterhaltsrecht-
liches Einkommen.

1.7. Steuererstattungen sind i.d.R. in dem Jahr, in
dem sie anfallen, zu ber�cksichtigen (In-Prin-
zip); bei Selbst�ndigen kann zur Ermittlung
eines repr�sentativen Einkommens auf den
Zeitraum der Veranlagung abgestellt werden
(F�r-Prinzip).

2. Sozialleistungen
2.1. Arbeitslosengeld und Krankengeld sind Ein-

kommen.

2.2. Arbeitslosenhilfe ist Einkommen beim Ver-
pflichteten, beim Berechtigten nicht, soweit
der Unterhaltsanspruch wegen ihrer Gew�h-
rung �bergegangen ist, § 203 SGB III.

2.3. Wohngeld ist Einkommen, soweit es nicht er-
h�hte Wohnkosten abdeckt.

2.4. BAf�G-Leistungen (außer Vorausleistungen)
sind Einkommen, auch soweit sie als Darlehen
gew�hrt werden.

2.5. Erziehungsgeld ist nur in den Ausnahmef�llen
des § 9 S. 2 BErzGG Einkommen.

2.6. Unfall- und Versorgungsrenten sowie Waisen-
renten sind Einkommen.

2.7. Leistungen aus der Pflegeversicherung, Blin-
dengeld, Schwerbesch�digten- und Pflegezula-
gen nach Abzug eines Betrages f�r tats�chliche
Mehraufwendungen sind Einkommen; bei So-
zialleistungen nach § 1610a BGB wird wider-
legbar vermutet, dass sie durch Aufwendungen
aufgezehrt werden.

2.8. An die Pflegeperson weitergeleitetes Pflege-
geld ist Einkommen nur nach Maßgabe des
§ 13 Abs. 6 SGB XI.
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2.9. Die Grundsicherung nach dem GSiG ist anders
als beim Ehegattenunterhalt beim Verwandten-
unterhalt (insbesondere Eltern- und Kindes-
unterhalt) als Einkommen des Beziehers zu
ber�cksichtigen.

2.10. Sozialhilfe ist kein Einkommen; jedoch kann
die Geltendmachung von Unterhalt durch den
Hilfeempf�nger treuwidrig sein, wenn er in-
folge des Ausschlusses des Anspruchs�ber-
gangs (vgl. § 91 Abs. 1 S. 3, Abs. 2 S. 1
und 2 BSHG) --- insbesondere f�r die Vergan-
genheit (aber allenfalls bis zur Rechtsh�ngig-
keit) --- durch die Sozialhilfe und den Unterhalt
mehr als seinen Bedarf erhalten w�rde.

2.11. Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussge-
setz sind kein Einkommen.

3. Kindergeld
Kindergeld ist kein Einkommen; Kinderzula-
gen und Kinderzusch�sse zur Rente sind, wenn
die Gew�hrung des staatlichen Kindergeldes
entf�llt (§ 65 EStG; § 270 SGB VI), in dessen
H�he wie Kindergeld, im �brigen wie Ein-
kommen zu behandeln (BGH v. 8.10.1980 ---
IVb ZR 505/80, MDR 1981, 124 = FamRZ
1981, 28 [29]).

4. Geldwerte Zuwendungen des
Arbeitgebers
Geldwerte Zuwendungen des Arbeitgebers al-
ler Art, z.B. Firmenwagen, freie Kost und Lo-
gis, mietg�nstige Wohnung, sind --- i.d.R. in
H�he der steuerlichen Ans�tze --- dem Einkom-
men hinzuzurechnen, soweit sie entsprechende
Eigenaufwendungen ersparen.

5. Wohnwert
Der Wohnvorteil durch mietfreies Wohnen im
eigenen Heim ist als wirtschaftliche Nutzung
des Verm�gens wie Einkommen zu behandeln,
wenn sein Wert die Belastungen �bersteigt, die
unter Ber�cksichtigung der staatlichen Eigen-
heimf�rderung durch die allgemeinen Grund-
st�ckskosten und -lasten, durch Annuit�ten
und durch sonstige nicht nach § 27 der Zweiten
Berechnungsverordnung umlagef�hige Kosten
entstehen. Ob und inwieweit neben den Zinsen
auch Tilgungsleistungen ber�cksichtigt wer-
den k�nnen, ist eine Frage des Einzelfalls.
Auszugehen ist vom vollen Mietwert. Wenn es
nicht m�glich oder zumutbar ist, die Wohnung
aufzugeben und das Objekt zu vermieten oder
zu ver�ußern, kann stattdessen die ersparte
Miete angesetzt werden, die angesichts der
pers�nlichen und wirtschaftlichen Verh�ltnisse
angemessen w�re. Dies kommt insbesondere
f�r die Zeit bis zur Scheidung in Betracht,
wenn ein Ehegatte das Eigenheim allein be-
wohnt.

6. Haushaltsf�hrung
F�hrt jemand einem leistungsf�higen Dritten
den Haushalt, so ist hierf�r und die damit
verbundene Ersparnis, soweit es sich nicht
um eine �berobligatorische Leistung handelt,
ein (fiktives) Einkommen von regelm�ßig
350 Euro anzusetzen.

7. Einkommen aus unzumutbarer
Erwerbst�tigkeit
Eink�nfte aus Nebent�tigkeit und unzumutba-
rer Erwerbst�tigkeit sind im Rahmen der Bil-
ligkeit (vgl. § 1577 Abs. 2 BGB) als Einkom-
men zu ber�cksichtigen.

8. Freiwillige Zuwendungen Dritter
Freiwillige Leistungen Dritter (z.B. Geldleis-
tungen, mietfreies Wohnen) sind kein Einkom-
men, es sei denn, dass die Anrechnung dem
Willen des Dritten entspricht.

9. Erwerbsobliegenheit und Einkommens-
fiktion
Einkommen sind auch aufgrund einer unter-
haltsrechtlichen Obliegenheit erzielbare Ein-
k�nfte.

10. Bereinigung des Einkommens
10.1. Steuern und Vorsorgeaufwendungen

Vom Bruttoeinkommen sind Steuern, Sozial-
abgaben und/oder angemessene Vorsorgeauf-
wendungen abzusetzen (Nettoeinkommen); zu
den angemessenen Vorsorgeaufwendungen
kann auch die zus�tzliche Altersvorsorge im
Rahmen der steuerlichen F�rderung nach
§ 10a EStG z�hlen.

Steuerzahlungen und -nachzahlungen sind
i.d.R. in dem Jahr, in dem sie anfallen, zu
ber�cksichtigen (In-Prinzip). Bei Selbst�ndi-
gen kann auf den Zeitraum der Veranlagung
abgestellt werden (F�r-Prinzip). Grunds�tzlich
ist jeder gehalten, ihm zustehende Steuervor-
teile in Anspruch zu nehmen; hierzu geh�rt
auch das Realsplitting. Ob im laufenden Jahr
von der M�glichkeit der Eintragung eines Frei-
betrages Gebrauch zu machen ist, richtet sich
nach den Umst�nden des Einzelfalls.

10.2. Berufsbedingte Aufwendungen

10.2.1. Berufsbedingte Aufwendungen, die sich von
den privaten Lebenshaltungskosten nach ob-
jektiven Merkmalen abgrenzen lassen, sind
vom Einkommen abzuziehen, wobei bei ent-
sprechenden Anhaltspunkten eine Pauschale
von 5 % des Nettoeinkommens --- mindestens
50 Euro, bei geringf�giger Teilzeitarbeit auch
weniger, und h�chstens 150 Euro monatlich ---
gesch�tzt werden kann. �bersteigen die be-



rufsbedingten Aufwendungen die Pauschale,
sind sie insgesamt nachzuweisen.

10.2.2. Als notwendige Kosten der berufsbedingten
Nutzung eines Kraftfahrzeugs k�nnen 10 Euro
pro Entfernungskilometer im Monat (ent-
spricht gerundet 0,27 Euro pro gefahrenem Ki-
lometer, § 9 Abs. 3 Nr. 1 ZSEG analog, nach
der Formel: 0,27 6 2 6 220 : 12) angesetzt
werden.

10.2.3. Bei einem Auszubildenden sind i.d.R. 85 Euro
als ausbildungsbedingter Aufwand abzuzie-
hen.

10.3. Kinderbetreuung

Konkrete Kinderbetreuungskosten sind abzu-
ziehen, soweit die Betreuung durch Dritte in-
folge der Berufst�tigkeit erforderlich ist. Beim
Unterhaltspflichtigen kann zudem ein Betreu-
ungsbonus gew�hrt werden, der i.d.R. bei voll-
schichtiger T�tigkeit f�r ein Kind bis 6 Jahre
300 Euro, vom 7. bis 10. Lebensjahr 200 Euro
und vom 11. bis zum 14. Lebensjahr 150 Euro
betr�gt. Bei gleichzeitiger Betreuung mehrerer
Kinder oder Teilzeitarbeit ist der Bonus nach
den Umst�nden des Einzelfalles zu bemessen.

10.4. Schulden

Schulden k�nnen je nach den Umst�nden des
Einzelfalls (Art, Grund und Zeitpunkt des Ent-
stehens) das anrechenbare Einkommen ver-
mindern. Die Abzahlung soll im Rahmen eines
Tilgungsplans in angemessenen Raten erfol-
gen. Dabei sind die Belange von Unterhalts-
gl�ubiger, Unterhaltsschuldner und Drittgl�u-
biger gegeneinander abzuw�gen.

10.5. Unterhaltsleistungen

Ob Unterhaltsleistungen vorweg abzuziehen
sind, richtet sich nach den Umst�nden des Ein-
zelfalles (vgl. Nr. 13.3 und 15.1). Dabei ist
zwischen Bedarfsermittlung und Leistungsf�-
higkeit zu unterscheiden.

10.6. Verm�gensbildung

Verm�genswirksame Leistungen vermindern
das Einkommen nicht. Jedoch sind etwaige
Zusatzleistungen des Arbeitgebers f�r die ver-
m�genswirksame Anlage zu belassen (Netto-
betrag).

Kindesunterhalt

11. Bemessungsgrundlage
(Tabellenunterhalt)
Der Kindesunterhalt ist der D�sseldorfer Ta-
belle zu entnehmen. Bei minderj�hrigen Kin-
dern kann er als Festbetrag oder als Vomhun-
dertsatz des Regelbetrages nach der Regelbe-
tragVO geltend gemacht werden.

11.1. In den Unterhaltsbetr�gen sind Beitr�ge zur
Kranken- und Pflegeversicherung nicht enthal-
ten.

11.2. Bei minderj�hrigen Kindern, die bei einem
Elternteil leben, richtet sich die Eingruppie-
rung in die D�sseldorfer Tabelle nach dem
anrechenbaren Einkommen des anderen El-
ternteils. Ab- oder Zuschl�ge (Anm. A. 1 der
D�sseldorfer Tabelle) sind zu beachten.

12. Minderj�hrige Kinder
12.1. Der betreuende Elternteil braucht i.d.R. keinen

Barunterhalt f�r das minderj�hrige Kind zu
leisten, es sei denn, sein Einkommen ist be-
deutend h�her als das des anderen Elternteils
oder dessen angemessener Bedarf (§ 1603
Abs. 2 S. 3 BGB, Anm. A. 5 II der D�sseldor-
fer Tabelle) ist bei Leistung des Barunterhalts
gef�hrdet und der angemessene Selbstbehalt
des Betreuenden ist auch bei (anteiliger) Leis-
tung des Barunterhalts gewahrt.

12.2. Das bereinigte Einkommen des Kindes, das
von einem Elternteil betreut wird, wird nur
teilweise, i.d.R. zur H�lfte auf den Barunter-
halt angerechnet; im �brigen kommt es dem
betreuenden Elternteil zu Gute.

12.3. Sind, z.B. bei ausw�rtiger Unterbringung des
Kindes, beide Eltern zum Barunterhalt ver-
pflichtet, haften sie anteilig nach Nr. 13.3 f�r
den Gesamtbedarf.

12.4. Bei Zusatzbedarf (Prozesskostenvorschuss,
Mehrbedarf, Sonderbedarf) gilt § 1606 Abs. 3
S. 1 BGB.

13. Vollj�hrige Kinder
13.1. Der Unterhalt f�r vollj�hrige Kinder, die noch

im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils
wohnen, richtet sich nach der 4. Altersstufe der
D�sseldorfer Tabelle. Dies gilt bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres auch f�r unver-
heiratete vollj�hrige Kinder, die sich in der
allgemeinen Schulausbildung befinden. Ihr
Bedarf bemisst sich, falls beide Eltern leis-
tungsf�hig sind, i.d.R. nach dem zusammenge-
rechneten Einkommen ohne H�hergruppie-
rung nach Anm. A. 1 der D�sseldorfer Tabelle.
F�r die Haftungsquote gilt 13.3. Ein Elternteil
hat jedoch h�chstens den Unterhalt zu leisten,
der sich allein --- unter Ber�cksichtigung von
Anm. A. 1 der D�sseldorfer Tabelle --- nach
seinem Einkommen ergibt.

Der angemessene Gesamtunterhaltsbedarf ei-
nes vollj�hrigen Kindes mit eigenem Haus-
stand betr�gt i.d.R. monatlich 600 Euro. Von
diesem Regelbetrag kann bei entsprechender
Lebensstellung der Eltern abgewichen werden.
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13.2. Das bereinigte Einkommen des vollj�hrigen
Kindes wird i.d.R. in vollem Umfange auf
den Bedarf angerechnet. Bei Eink�nften aus
unzumutbarer Erwerbst�tigkeit gilt § 1577
Abs. 2 BGB entsprechend. Zu den Eink�nften
des Kindes geh�ren auch BAf�G-Darlehen
und Ausbildungsbeihilfen.

13.3. Sind beide Eltern barunterhaltspflichtig, be-
misst sich die Haftungsquote nach dem Ver-
h�ltnis ihrer anrechenbaren Eink�nfte. Diese
sind vorab jeweils um den Sockelbetrag zu
k�rzen. Der Sockelbetrag entspricht dem an-
gemessenen Selbstbehalt gem�ß Nr. 21.3, bei
minderj�hrigen unverheirateten und ihnen
gleichgestellten vollj�hrigen Kindern (§ 1603
Abs. 2 S. 2 BGB) dem notwendigen Selbstbe-
halt gem�ß Nr. 21.2, wenn nicht das Einkom-
men eines Elternteils bedeutend h�her ist als
das des anderen Elternteils.

Bei minderj�hrigen unverheirateten und ihnen
gleichgestellten vollj�hrigen Kindern (§ 1603
Abs. 2 S. 2 BGB) sind die anrechenbaren Ein-
kommen der Eltern außerdem wegen gleich-
rangiger Unterhaltspflichten und bei anderen
vollj�hrigen Kindern wegen vorrangiger Un-
terhaltspflichten zu k�rzen.

Der Verteilungsschl�ssel kann bei Vorliegen
besonderer Umst�nde (z.B. Betreuung eines
behinderten Vollj�hrigen) wertend ver�ndert
werden.

14. Verrechnung des Kindergeldes
Kindergeld wird nach § 1612b BGB ausgegli-
chen.

Bei Minderj�hrigen wird auf die Verrech-
nungstabelle gem�ß Anlage zu Teil A der
D�sseldorfer Tabelle Bezug genommen; (pri-
vilegiert) vollj�hrige Kinder sind insoweit
nicht gleichgestellt.

Kommt ein Elternteil allein f�r den Barunter-
halt eines vollj�hrigen Kindes auf, weil der
andere Elternteil mangels Leistungsf�higkeit
keinen Barunterhalt zahlt, ist das Kindergeld
entgegen der Regelbestimmung des § 1612b
Abs. 1 BGB in vollem Umfang auf den Barbe-
darf des Kindes anzurechnen (§ 1612b Abs. 3
BGB analog).

Ehegattenunterhalt

15. Unterhaltsbedarf
15.1. Der Bedarf der Ehegatten richtet sich nach

ihren Einkommens- und Verm�gensverh�ltnis-
sen im Unterhaltszeitraum, soweit diese die
ehelichen Lebensverh�ltnisse nachhaltig ge-
pr�gt haben.

Bei tats�chlicher oder den Ehegatten obliegen-
der Aufnahme oder Ausdehnung einer Er-
werbst�tigkeit nach Trennung/Scheidung wird
das erzielte oder erzielbare (Mehr-)Einkom-
men i.d.R. als Surrogat des wirtschaftlichen
Wertes einer bisherigen die ehelichen Lebens-
verh�ltnisse mitbestimmenden Haushaltst�tig-
keit angesehen.

Ebenso k�nnen geldwerte einem neuen Partner
gegen�ber erbrachte Versorgungsleistungen
als Surrogat der fr�heren Haushaltst�tigkeit
angesehen werden.

Auch eine Rente kann als Surrogat fr�herer
Erwerbs- oder Haushaltst�tigkeit ber�cksich-
tigt werden.

Die den Lebenszuschnitt mitbestimmenden
Nutzungsvorteile mietfreienWohnens im eige-
nen Haus (Nr. 5) setzen sich an Zinsvorteilen
des Verkaufserl�ses fort.

Bei Berechnung des Bedarfs ist von dem an-
rechenbaren Einkommen des Pflichtigen
(Nr. 10) vorab der Tabellenunterhalt der Kin-
der abzuziehen. Erg�nzend wird auf B. III der
D�sseldorfer Tabelle Bezug genommen.

Auch Unterhalt f�r nachrangige vollj�hrige
Kinder ist abzusetzen, wenn den Eheleuten
ein angemessener Unterhalt verbleibt.

Unterhaltspflichten f�r nicht gemeinsame Kin-
der sind zu ber�cksichtigen, wenn sie die ehe-
lichen Lebensverh�ltnisse mitbestimmt haben.

Wegen des denkbaren Abzugs von Kinderbe-
treuungskosten, eines Betreuungsbonus sowie
von Schulden wird auf Nr. 10.3 und 10.4 Be-
zug genommen.

15.2. Der Bedarf eines jeden Ehegatten ist grund-
s�tzlich mit der H�lfte des unterhaltsrechtlich
relevanten Einkommens beider Ehegatten an-
zusetzen.

Dem erwerbst�tigen Ehegatten steht vorab ein
Bonus von 1/7 seiner Erwerbseink�nfte als
Arbeitsanreiz und zum Ausgleich derjenigen
berufsbedingten Aufwendungen zu, die sich
nicht nach objektiven Merkmalen eindeutig
von den privaten Lebenshaltungskosten ab-
grenzen lassen.

Der Bonus ist vom Erwerbseinkommen nach
Abzug berufsbedingter Aufwendungen, des
Kindesunterhalts, ggf. der Betreuungskosten,
eines Betreuungsbonus und ber�cksichti-
gungsf�higer Schulden zu errechnen.

Der Bedarf des berechtigten Ehegatten betr�gt
danach 3/7 der Erwerbseink�nfte des anderen
Ehegatten und 4/7 der eigenen Erwerbsein-
k�nfte sowie 1/2 der sonstigen Eink�nfte bei-
der Eheleute (Quotenbedarf).
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15.3. Bei sehr guten Einkommensverh�ltnissen der
Eheleute kommt eine konkrete Bedarfsbe-
rechnung in Betracht.

15.4. Verlangt der Berechtigte neben dem Elemen-
tarunterhalt f�r Alter, Krankheit und Pflegebe-
d�rftigkeit Vorsorgeunterhalt, den er aus sei-
nen eigenen Eink�nften nicht decken kann,
sind grunds�tzlich die vom Pflichtigen ge-
schuldeten Betr�ge wie eigene Vorsorgeauf-
wendungen (Nr. 10.1) von seinem Einkommen
abzuziehen.

Altersvorsorgeunterhalt wird nicht geschuldet,
wenn das Existenzminimum des Berechtigten
(notwendiger Selbstbehalt) nicht gesichert ist.

Zur Ermittlung des Altersvorsorgeunterhalts
wird zun�chst ein vorl�ufiger Elementarunter-
halt nach Nr. 15.2, 21.4 bestimmt. Eink�nfte
des Berechtigten, die zu keiner Altersvorsorge
f�hren, bleiben unber�cksichtigt. Hinzu
kommt ein Zuschlag entsprechend der jeweils
g�ltigen Bremer Tabelle. Von dieser Brutto-
bemessungsgrundlage wird mit Hilfe des je-
weiligen Beitragssatzes in der gesetzlichen
Rentenversicherung (Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerbeitrag) der Vorsorgeunterhalt errech-
net. Dieser wird vom bereinigten Nettoein-
kommen des Verpflichteten abgezogen; auf
dieser Basis wird der endg�ltige Elementar-
unterhalt errechnet.

Die zweistufige Berechnung und der Vorweg-
abzug des Vorsorgeunterhalts f�r Alter,
Krankheit oder Pflegebed�rftigkeit k�nnen un-
terbleiben, wenn und soweit der Verpflichtete
�ber nicht pr�gendes Einkommen verf�gt, das
den Mehrbedarf �bersteigt, oder wenn und so-
weit auf den Bedarf nicht pr�gendes Einkom-
men des Berechtigten angerechnet wird (BGH
v. 25.11.1998 --- XII ZR 33/97, FamRZ 1999,
372).

15.5. Trennungsbedingter Mehrbedarf kann be-
r�cksichtigt werden, wenn der Berechtigte
oder der Verpflichtete �ber zus�tzliches nicht
pr�gendes Einkommen verf�gen, das die Zah-
lung des nach dem pr�genden Einkommen be-
rechneten Unterhalts sowie des trennungsbe-
dingten Mehrbedarfs erlaubt.

16. Bed�rftigkeit
Eigenes Einkommen des Berechtigten ist auf
den Bedarf (Nr. 15) anzurechnen. Erwerbsein-
kommen, das die ehelichen Lebensverh�ltnisse
nicht gepr�gt hat, ist um 1/7 zu k�rzen
(Nr. 15.2). Leistet der Berechtigte �berobliga-
torische Erwerbst�tigkeit (Nr. 17), sind die
Eink�nfte gem�ß § 1577 Abs. 2 BGB anzu-
rechnen.

17. Erwerbsobliegenheit
17.1. Die Erwerbsobliegenheit des Ehegatten bei

Betreuung eines oder mehrerer Kinder be-
stimmt sich nach den Umst�nden des Einzel-
falles. Betreut er nur ein Kind, besteht i.d.R.
bis zum Ende des Jahres der Einschulung keine
Verpflichtung, einer Erwerbst�tigkeit nachzu-
gehen. Ab dann ist regelm�ßig die Aufnahme
einer Erwerbst�tigkeit geringen Umfangs,
nach der Grundschulzeit eine Halbtagsarbeit
zumutbar. Hat das Kind das 15. Lebensjahr
vollendet, ist i.d.R. eine Vollzeitt�tigkeit auf-
zunehmen.

Von dieser Regel kann insbesondere bei der
Betreuung mehrerer Kinder abgewichen wer-
den.

17.2. Sp�testens ein Jahr nach der Trennung besteht
i.d.R. eine Obliegenheit zur Aufnahme oder
Ausweitung einer Erwerbst�tigkeit.

18. Anspr�che nach § 1615 l BGB
Der Bedarf nach § 1615 l BGB bemisst sich
nach der Lebensstellung des betreuenden El-
ternteils. Er betr�gt mindestens 730 Euro, bei
Erwerbst�tigkeit 840 Euro.

19. Elternunterhalt
Der Bedarf der Eltern bemisst sich in erster
Linie nach deren Einkommens- und Verm�-
gensverh�ltnissen. Mindestens muss jedoch
das Existenzminimum sichergestellt werden,
das mit 730 Euro in Ansatz gebracht werden
kann. Darin sind Kosten der Kranken- und
Pflegeversicherung nicht enthalten. Etwaiger
Mehrbedarf (z.B. Heimunterbringung) ist zu-
s�tzlich auszugleichen.

20. Lebenspartnerschaft
Bei Getrenntleben oder Aufhebung der Le-
benspartnerschaft gelten §§ 12, 16 LPartG.

Leistungsf�higkeit und Mangelfall

21. Selbstbehalt des Verpflichteten
21.1. Der Unterhaltsverpflichtete ist leistungsf�hig,

wenn ihm der Selbstbehalt verbleibt. Es ist zu
unterscheiden zwischen dem notwendigen
(§ 1602 Abs. 2 BGB), dem angemessenen
(§ 1603 Abs. 1 BGB) sowie dem eheangemes-
senen Selbstbehalt (§ 1581 BGB).

21.2. Der notwendige Selbstbehalt betr�gt beim
nicht erwerbst�tigen Unterhaltspflichtigen mo-
natlich 730 Euro, beim erwerbst�tigen Unter-
haltspflichtigen monatlich 840 Euro. Hierin
sind 360 Euro f�r Unterkunft einschließlich
umlagef�higer Nebenkosten und Heizung
(Warmmiete) enthalten. Der Selbstbehalt kann
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angemessen erh�ht werden, wenn dieser Be-
trag im Einzelfall erheblich �berschritten wird
und dies nicht vermeidbar ist.

Der notwendige Selbstbehalt gilt gegen�ber
minderj�hrigen unverheirateten und ihnen
gleichgestellten vollj�hrigen Kindern (§ 1603
Abs. 2 S. 2 BGB) und dem Ehegatten sowohl
beim Trennungsunterhalt als auch beim nach-
ehelichen Unterhalt, soweit der unterhaltsbe-
d�rftige Ehegatte wegen der Betreuung min-
derj�hriger Kinder an der Aufnahme einer ei-
genen bedarfsdeckenden Erwerbst�tigkeit ge-
hindert ist oder im Einzelfall aus besonderen
Gr�nden �hnlich hilflos und bed�rftig ist wie
ein minderj�hriges Kind.

21.3. Der angemessene Selbstbehalt gilt gegen�ber
vollj�hrigen Kindern, die minderj�hrigen Kin-
dern nicht gleichgestellt sind, der Mutter oder
dem Vater eines nicht ehelich geborenen Kin-
des gem�ß § 1615 l BGB sowie den Eltern des
Unterhaltsverpflichteten.

21.3.1. Er betr�gt gegen�ber vollj�hrigen Kindern und
Anspr�chen aus § 1615 l BGB i.d.R. mindes-
tens monatlich 1.000 Euro, darin ist eine
Warmmiete bis 440 Euro enthalten.

21.3.2. Gegen�ber Eltern betr�gt der Selbstbehalt mo-
natlich mindestens 1.250 Euro (einschließlich
440 Euro Warmmiete) zuz�glich der H�lfte
des dar�ber hinausgehenden Einkommens.

21.4. Der eheangemessene (billige) Selbstbehalt des
Unterhaltsverpflichteten beim Ehegattenunter-
halt (§ 1581 BGB) bel�uft sich i.d.R. auf die
Mitte zwischen angemessenem und notwendi-
gem Selbstbehalt eines Erwerbst�tigen; das
sind derzeit 920 Euro.

21.5. Vorteile durch das Zusammenleben mit einem
Ehegatten oder Lebenspartner k�nnen eine
Herabsetzung des notwendigen Selbstbehalts
rechtfertigen.

22. Bedarf des mit dem Pflichtigen
zusammenlebenden Ehegatten

Der Bedarf des mit dem Pflichtigen zusam-
menlebenden Ehegatten bestimmt sich nach
den ehelichen Lebensverh�ltnissen i.S.d.
§ 1578 Abs. 1 BGB und betr�gt i.d.R. die
H�lfte der anrechenbaren Eink�nfte beider
Ehegatten; er betr�gt mindestens:

22.1. bei Unterhaltsanspr�chen minderj�hriger und
ihnen nach § 1603 Abs. 2 S. 2 BGB gleichge-
stellter vollj�hriger Kinder 535 Euro, bei Er-
werbst�tigkeit 615 Euro,

22.2. bei Unterhaltsanspr�chen vollj�hriger Kinder
oder nach § 1615 lAbs. 1 und 2 BGB 750 Euro
und

22.3. bei Unterhaltsanspr�chen von Eltern des an-
deren Ehegatten 950 Euro (einschließlich
330 Euro Warmmiete).

23. Mangelfall
23.1. Ein Mangelfall liegt vor, wenn das Einkom-

men des Unterhaltsverpflichteten zur Deckung
seines notwendigen Selbstbehalts und der
gleichrangigen Unterhaltsanspr�che der Be-
rechtigten (Zahlbetr�ge) nicht ausreicht. F�r
diesen Fall ist die nach Abzug des notwendi-
gen Eigenbedarfs (Selbstbehalts) des Unter-
haltspflichtigen verbleibende Verteilungs-
masse auf die Unterhaltsberechtigten im Ver-
h�ltnis ihrer jeweiligen Einsatzbetr�ge gleich-
m�ßig zu verteilen.

23.2. Die Einsatzbetr�ge im Mangelfall belaufen
sich

23.2.1. bei minderj�hrigen und diesen nach § 1603
Abs. 3 S. 2 BGB gleichgestellten Kindern ge-
m�ß § 1612b Abs. 5 BGB nach Gruppe 6 der
D�sseldorfer Tabelle,

23.2.2. bei getrennt lebenden oder geschiedenen Ehe-
gatten bei Nichterwerbst�tigen auf 730 Euro,
bei Erwerbst�tigen auf 840 Euro gem�ß
Anm. B. V der D�sseldorfer Tabelle,

23.2.3. bei mit dem Pflichtigen in gemeinsamem
Haushalt lebenden Ehegatten auf 615 Euro
bei Erwerbst�tigkeit und 535 Euro bei Nicht-
erwerbst�tigkeit. Anrechenbares Einkommen
des Unterhaltsberechtigten ist vom Einsatzbe-
trag abzuziehen (ohne Ansatz eines Erwerbs-
t�tigenbonus).

23.3. Die nach Abzug des notwendigen Eigenbe-
darfs (Selbstbehalts) des Unterhaltspflichtigen
verbleibende Verteilungsmasse ist anteilig auf
die gleichrangigen Unterhaltsberechtigten im
Verh�ltnis ihrer jeweiligen Einsatzbetr�ge
gleichm�ßig zu verteilen.

23.4. F�r die Kindergeldverrechnung gilt § 1612b
Abs. 5 BGB.

24. Rundung
Der Unterhalt ist auf volle Euro aufzurunden.

25. Ost-West-F�lle
Bei sog. Ost-West-F�llen richtet sich der Be-
darf des Kindes nach der an seinem Wohnsitz
geltenden Unterhaltstabelle, der Selbstbehalt
des Pflichtigen nach den an dessen Wohnsitz
geltenden Selbstbehaltss�tzen.

Koblenz, im Oktober 2003




